
                                                   

 

Fraktion DL/FW-UDS in der 
Stadtverordnetenversammlung  
der Kreisstadt Dietzenbach 

 
 
 
 
An 
die Stadtverordnetenvorsteherin der                                              
Kreisstadt Dietzenbach                                                                                         16.11.2020 
                    
 
 

Antrag zur Festigung der Rechtssicherheit in der Wohnanlage Rosenpark 
      
Die SVV möge in öffentlicher Sitzung wie folgt beschließen: 

 
Der Magistrat wird zu folgenden Schritten aufgefordert:  
 

1. Es wird öffentlich eine klare Aussage getroffen, dass die existierenden nichtöffentlichen 
Gutachten zum Komplex Rosenpark weder unter finanziellen noch unter  ethischen 
Aspekten eine Reduzierung der Geschosszahl nahelegen und deshalb eine mögliche 
Enteignung auch langfristig nicht zu befürchten ist.   
 

2. Für alle Bürger wird deutlich gemacht, dass neben dem im Grundgesetz zugesicherten 
Schutz des Eigentums der Passus „Eigentum verpflichtet“ einen gleichhohen 
Stellenwert hat und durch entsprechende Maßnahmen eingefordert wird. 

                                                                           
Begründung: 
 

➢ Nach dem Brandanschlag Ende Mai wurden die CDU und v.a. Altbürgermeister Gieseler in der 
Presse wiederholt mit der Anregung zitiert, über einen Teilrückbau der Hochhäuser zu 
diskutieren und damit verbunden auch eine Enteignung nicht auszuschließen. Dem entgegen 
stehen die aus einer nichtöffentlichen Sitzung kolportierten Aussagen des aktuellen 
Bürgermeisters Rogg, dass eine Weiterverfolgung dieser Gedanken auch nach Ansicht der 
Gutachter nicht realistisch wäre.  
Für die betroffenen Wohnungseigentümer und Mieter gleichermaßen sind diese 
widersprüchlichen Aussagen beunruhigend, da eine langfristige Planung von Eigentums- und 
Lebensumständen nicht möglich scheint. 
Eine wesentliche Ursache für die Entstehung sozialer Brennpunkte wird in der Anonymität der 
Nachbarschaftsbeziehungen gesehen, die sich u.a. durch die hohe Fluktuation von 
Eigentümern und Mietern erklärt. Die anzustrebende Stärkung eines positiven Kiez-
Zugehörigkeitsgefühls erreicht man sicherlich nicht durch populistische Gedankenspiele. 
 

➢ Über den sozialen Missbrauch von Eigentum durch Überbelegung/Mietwucher ist in den 
politischen Gremien ausführlich gesprochen worden. Man kann sicherlich immer viele Gründe 
anführen, warum drastische Maßnahmen nicht oder nur sehr schwer zu exekutieren sind. Es 
gibt aber auch gute Beispiele von Kommunen (z.B. Hanau, Offenbach), wie man diesen 
Hindernissen durch Zusammenarbeit von verschiedenen Behörden und städt. 
Verwaltungseinheiten entgegenwirken will.  

 
Auch die genannten Städte sind sich der großen Herausforderungen bewusst. Wichtig ist, dass   
der Wille zum Durchgreifen für die Bürger erkennbar wird. 

 
Fraktion DL/FW-UDS 
Jens Hinrichsen   


